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Vorwort

	   	 Der Familienbund im Erzbisum Paderborn verseht sich als 
Interessenorganisation und Lobby für Eltern, Kinder und Jugendliche 
im Erzbisum Paderborn. Er setzt sich dafür ein, dass in den pasoralen 
Räumen und den Kreisen, Kommunen und Gemeinden des Erz­
bisums Paderborn Müxer und Väter die Anerkennung erhalten, 
die ihnen als Eltern und Familie zuseht.

	   	 Die hier aufgeliseten Anforderungen an eine kommunale 
Familienpoliik sind im Landesverband besehend aus den Bisümern 
Aachen, Essen, Köln, Münser und Paderborn mieinander abge­
simmt und beschlossen worden.

	   	 Es is höchse Zei für eine Familienpoliik, die Familien in 
den Mitelpunkt der pasoralen, poliischen und gesellschatlichen 
Aufmerksamkei sellt. Alle Veranwortlichen in Bund, Ländern, 
Kommunen und im Raum der katholischen Kirche haben ihre 
jeweiligen Entscheidungen darauhin zu überprüfen und daran zu 
messen, wie sie sich für Eltern, Kinder, Jugendliche und für Ehe und 
Familie auswirken. 

	   	 Wir wollen mi dem Posiionspapier „Familie is Zukunt“ – 
Anregungen, Forderungen und Denkansöße für die kommunale 
Familienpoliik 2009 – 2014 in den Mitelpunkt der gesellschat­
lichen Aufmerksamkei sellen. Ergänzt und konkretisiert werden 
die Forderungen durch das Landepapier „Landepoltischen Forde­
rungen 2010 – 2015“ und die Aktion des Familienbundes „Stoppt 
Kinderarmut“. Die hier dokumentierten Grundaussagen bilden den 
Kern der Iniiative „Kinderlärm is Zukuntsmusik“, die der Famili­
enbund im Jahr 2009 ins Leben gerufen hat.

	   	 „Wer das Kindeswohl fördern will, kann dies nur tun, wenn 
er die Siuation der Eltern verbessert. Eine gesellschatliche Debaxe 
über die Leisungsräger der Gesellschat, über Müxer und Väter, is 
längs überfällig“ (aus: Eltern unter Druck, S.24, Lucius&Lucius Stuxgart 2008).

Vorwort

Der Familienbund im Erzbistum Paderborn 
setzt sich dafür ein, dass in den pastoralen 
Räumen und den Kreisen, Kommunen und 
Gemeinden des Erzbistums Paderborn  
Mütter und Väter die Anerkennung erhalten, 
die ihnen als Eltern und Familie zusteht.
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	   	 Setzen Sie sich mi uns gemeinsam ein:

	�	 �für mehr Anerkennung von Eltern in den pasoralen und 
kommunalen Räumen des Erzbisums Paderborn

	�	 �für mehr Familienreundlichkei und eine verbesserte Verein­
barkei von Familie und Beruf in kirchlichen Insiutionen, 
Betrieben und in Kreisen, Kommunen und Gemeinden.

	�	 �für mehr Bildung, gesellschatliche Teilhabe und Chancen­
gleichhei für Kinder, Jugendliche und Junge Erwachsene.

	�	 �für das „Wohl von Kindern“
und untersützen Sie unsere Aktion „Stoppt Kinderarmut“.

	   	 Sprechen Sie uns an und planen Sie familienpoliische Akti­
onen in Kooperation mi dem Familienbund der Katholiken – Ihrer 
Lobby für Familie – im Erzbisum Paderborn.

Chrisian Laskowski, Diözesanvorsizender
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Vorbemerkung Die Familie ··· Ehe als Leitbild für Familie

Vorbemerkung 
Sozial- und Lebensräume miteinander gestalten!

	   	 Die Weiergabe von Leben is ein wichtiger Garant, dass unsere 
Gesellschat eine gute Zukunt hat. Dazu benötigen junge Paare / Eltern 
verlässliche, wirtschatlich gesicherte Rahmenbedingungen. Zei für 
die Familie in unterschiedlichen Phasen der Familienenwicklung is 
eine wichtige Voraussetzung für eine gelingende Kindhei. Kinder 
wünschen sich verlässliche Zeien mi ihren Eltern und autonome 
Eigenzeien. Ebenso bedarf es aber auch einer finanziell gesicherten 
Aussaxung der Familie. Wenn diese nicht aus eigener Krat gewähr­
leiset werden kann, müssen entprechende Untersützungen geleiset 
werden. Neben den Faktoren Zei und Geld benötigen Familien auch 
eine gute Inrasruktur.

Bei der Gesaltung der Sozial- und Lebensräume, eben der Inra­
sruktur, kommt den Städten, Gemeinden und Landkreisen eine 
besondere Bedeutung zu. Die gesellschatlichen Rahmenbedingungen 
in Bezug auf Erwerbsarbei, Erziehung, Bildung, Wohnen und Teilhabe

am gesellschatlichen Leben sind für viele Paare/Eltern wichtige 
Krierien für die Wahl ihres Wohnsizes und die Entscheidung für 
Kinder.

Es geht um die Zukunt und Lebenschancen von Kindern und Jugend­
lichen, um bessere Bildung und Chancengleichhei für alle. Die Fähig­
keien der jungen Menschen müssen wir fördern und särken – zur 
Gesaltung einer solidarischen Gesellschat. Besondere Aufmerksamkei 
is dabei dem Jugendalter und der Frage der Exisenzsicherung junger 
Erwachsener (Paare) auf dem Weg zur Familiengründung zu widmen.

Kommunale Familienpolitik aus der Sicht eines 
katholischen Eltern- und Familienverbandes

Die Familie
	   	 Die Familie is auch im 21. Jahrhundert das axraktivse Lebens­
modell unserer Gesellschat. Der Familienbund der Katholiken (FdK), 
Landesverband NRW, definiert Familie als generationenübergreifende 
Veranwortungsgemeinschat: Familie is da, wo Kinder aufwachsen, wo 
Eltern mi ihren erwachsenen Kindern leben und sie in Ausbildung 
und Studium untersützen und wo Erwachsene Veranwortung für 
ältere, pflegebedürtige Eltern und andere Angehörige übernehmen. 
Die Familie hat sich in den letzten Jahrzehnten in ihrem Selbsversänd­
nis und ihren Strukturen sark verändert. Wie Familie tatsächlich gelebt 
wird, kann heute sehr vielfältige Vorsellungen und Formen umfassen. 
Denn in der Familie piegelt sich der soziale und kulturelle Wandel in 
Deutschland in seinen vielfältigen Erscheinungsformen und gesell­
schatlichen Folgewirkungen.

Ehe als Leitbild für Familie
	   	 Der FdK NRW sellt sich diesen gesellschatlichen Verände­
rungen. Wir sehen gleichwohl in der auf Ehe gegründeten Partner­
schat die bese Voraussetzung für ein gelingendes Zusammenleben 
und die Übernahme von Veranwortung für Kinder und ältere 
Angehörige. Der FdK NRW is der Überzeugung, dass ein chrisliches 
Ehe- und Familienversändnis mi den zu Grunde liegenden chris­
lichen Grundwerten wie Treue, Liebe, Verlässlichkei, Solidariät, 

wo Eltern mit ihren erwachsenen Kindern	 leben und sie in Ausbildung und Studium unterstützen
Familie   ist da, wo Kinder aufwachsen, 

und wo Erwachsene Verantwortung für ältere,	 pflegebedürftige Eltern und andere Angehörige

übernehmen.
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 Familienbund – Interessenorganisation ··· Familienpolitik als Aufgabe von Kommunen Familie und Gesellschaft

Eigenveranwortlichkei, Leisungsbereischat, Daseinsfürsorge für 
Andere, Rücksichtnahme und Toleranz die bese Grundlage für mensch­
liches und gesellschatliches Zusammenleben und für selische und 
geisige Reifungprozesse von Kindern is. Die Geborgenhei im 
chrislichen Glauben, der Wunsch, Leben weierzugeben und das 
Eingebexetsein in eine chrisliche Gesellschat is für Väter, Müxer 
und Kinder eine wichtige Basis, auf der sie eigenveranwortlich und 
solidarisch ihr Leben planen können.	
(siehe auch agenda Familie/Het FamilienLeben/Bundesverband Familienbund der Katholiken)

	

Familie und Gesellschaft
	   	 Der Alltag von Paaren und Familien hängt entscheidend von 
Einsellungen und Verhältnissen in den Lebensräumen der Menschen 
ab. Wertvorsellungen prägen das Leben ebenso wie die gesellschat­
lichen Rahmenbedingungen. Es is für das einzelne Paar oder die 
einzelne Familie nicht gleichgültig, wie über Ehe und Partnerschat 
gedacht und geredet wird oder welche Anerkennung die Übernahme 
von Veranwortung als Muxer oder Vater findet.

Familien leben in einer Gesellschat, die zwar auf ihre Leisungen 
nicht verzichten kann, aber auf ihre Bedürfnisse wenig Rücksicht 
nimmt. Im Gegensatz zur idellen Wertschätzung, die Familien 
entgegengebracht wird, sind ihre gesellschatlichen Rahmenbedingun­
gen von srukturellen Rücksichtslosigkeien geprägt. Daher brauchen 
Familien den Schutz der Gesellschat sowie der Poliik gemäß Art. 6 
Grundgesetz.

Familienbund – Interessenorganisation
	   	 Der FdK NRW setzt sich als Interessensorganisation von, für 
und mi Familien dafür ein, dass im poliischen, kirchlichen und 
wirtschatlichen Raum Rahmenbedingungen geschaffen und gefördert 
werden, die Familien in unterschiedlichen Lebenslagen und Alltags­
siuationen untersützen, so dass flächendeckend ein familienreund­
liches Umfeld entseht. Der FdK NRW is davon überzeugt, dass eine 
familienreundliche Gesellschat gleichzeiig eine lebensreundliche 
Gesellschat für alle Bürger is, gleich in welcher Lebenssiuation 
diese sich gegenwärtig befinden. 	
(siehe auch: agenda Familie: FamilienLeben, Steuern & Transfers, Familienverträglichkei, Soziale 
Sicherung, Erziehung, Bildung & Betreuung / Bundesverband Familienbund der Katholiken, Berlin)

Familienpolitik als Aufgabe von Kommunen
	   	 Familienpoliik is eine zentrale Aufgabe für Städte, Gemeinden 
und Landkreise entprechend dem Subsidiariätprinzu. Der FdK NRW 
bemüht sich um eine Vernetzung unterschiedlicher gesellschatlicher 
Gruppen und Insiutionen zum Wohle von Eltern, Kindern und 
Jugendlichen. In den Gemeinden, Städten und Landkreisen in NRW is 
der Handlungsbedarf rund um die Bedürfnisse von Eltern, Kindern und 
Jugendlichen zunehmend größer und komplexer geworden. Es müssen 
Konzepte und Strategen enwickelt werden, um den vielfältigen Interes­
sen von Familien vor Ort Rechnung zu tragen. Dabei sind Kommunen 
auf eine enge Zusammenarbei mi den Kirchen und ihren Insiutionen 
angewiesen. Zur Gesaltung besserer Rahmenbedingungen für Familien 
benötigen die Städte, Gemeinden und Landkreise eine bessere Finanz­
aussaxung durch das Land NRW. 

Es ist für das einzelne Paar oder die einzelne  Familie	 nicht gleichgültig, 

wie über	 Ehe und Partnerschaft gedacht und geredet wird.
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Verbesserung der finanziellen Situation von Kommunen ··· Beteiligung von Eltern, Kindern & JugendlichenFamilienpolitik als Aufgabe von Kommunen

Verbesserung der finanziellen Situation von  
Kommunen
	   	 Die Verlagerung von Kosen von Bund und Land auf die 
Kommunen muss ein Ende haben, dami die kommunale Selbsver­
waltung ihre Handlungs- und Gesaltungsfähigkei weierenwickeln 
kann.

Der FdK NRW untersützt das Bemühen der kommunalen Spizen­
verbände für eine bessere Finanzaussaxung durch das Land NRW, 
insbesondere um Rahmenbedingungen für Eltern, Kinder und 
Jugendliche lebensraumnah zu verbessern und weierzuenwickeln. 
Entlasungen müssen zum Wohle der Familien von Land und Bund 
gewährt werden, um die kommunale Selbsverwaltung zu särken.

Beteiligung von Eltern, Kindern und Jugendlichen
	   	 Dem FdK NRW is es ein besonderes Anliegen, dass Kommu­
nen, Kirchen und soziale Einrichtungen den Dialog mi den Familien 
führen. Darin soll die Einbindung von Kindern, Jugendlichen, Eltern 
und Senioren in kommunale Planungs-, Gesaltungs- und Entschei­
dungprozesse eine entscheidende, bedeutsame Rolle pielen. Dies 
bedeutet auch, dass Eltern sich poliisch engageren müssen, dami 
Familien eine Zukunt haben.

Wesentliche Herausforderungen beziehen sich dabei auf:

	�	 �die Schaffung von Voraussetzungen für ein generationenüber­
greifendes Mieinander,

	�	 �den Aubau einer familienreundlichen, nachhaltig geplanten, 
sozialen und gesundheisbezogenen Inrasruktur. Sie soll Eltern, 
Kindern, Jugendlichen und Senioren jeweils die Untersützung 
bieten, die sie brauchen,

	�	 �die Weierenwicklung der Kommunen zu axraktiven und zu­
kunt­sauglichen Wirtschats- und Wissenschatssandorten mi 
familienreundlichen Beschätigungssrukturen. Sie sollen die 
Vereinbarkei von Beruf und Familie ermöglichen, 

	�	 �die Stärkung der lokalen Ökonomie, insbesondere in Stadxeilen 
mi sozialem Erneuerungsbedarf. Sie soll die sozioökonomische 
Lage der Familien verbessern und zum Abbau von Kinderarmut 
und zur Schaffung von Ausbildungplätzen für Jugendliche führen, 

	�	 �die Öffnung und Vernetzung von Bildungswegen zur Untersützung 
lebenslanger Lern- und Qualifizierungprozesse, 

	�	 �die Verbesserung der Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungs­
qualiät in Kindertageseinrichtungen und Schulen. Sie soll 
Kindern und Jugendlichen – unabhängg von ihrer sozialen und 
kulturellen Herkunt – größere Bildungschancen eröffnen, 

	�	 �die Überwindung sozialer und ethnischer Abgrenzung in den Städten 
und die Förderung des sozialen Zusammenhalts im Gemeinwesen, 

	�	 �die Iniiierung sozialer Netzwerke. Sie soll zu einer särkeren 
Einbindung von Bürger/-innen mi und ohne Kinder in die 
solidarische Stadtgesellschat beiragen und eine Identifikation 
mi dem Quartier fördern, 

	�	 �die Schaffung kinder- und familiengerechter Wohnungen. Sie 
soll zu einer axraktiven Gesaltung des öffentlichen Nahraums 
mi vielfältigen Gelegenheien für Kultur und Freizei, Sport und 
Spiel in einer gesunden Umwelt führen und somi den Familien 
mehr Lebensqualiät ermöglichen.

damit Familien eine  Zukunft haben.

Eltern müssen sich politisch engagieren,
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Maßnahmen, die dem zentralen Stellenwert von Familien gerecht werdenMaßnahmen, die dem zentralen Stellenwert von Familien gerecht werden

Wesentliche Anliegen des Familienbundes

1. �Maßnahmen und Instrumente, die dem zentralen Stellen
wert von Familien in der Kommunalpolitik und in der 
Öffentlichkeit gerecht werden

	   	 Familien sind Zukunt. Sie benötigen besondere Untersützung. 
Für eine vorausschauende kommunale Familienpoliik is es wichtig 
Insrumente zu enwickeln, um gemeinsam mi Eltern, Kindern, Ju­
gendlichen und Senioren die Sozial- und Lebensräume zu gesalten.

Wir fordern:

	 ! ! !	 �Die Einrichtung eines Ausschusses für Familienragen im 
Gemeinderat, Stadtrat bzw. im Kreisag,

�	 �der Ratsvorlagen und Vorhaben der Gemeinde bzw. des 
Landekreises bezüglich deren Auswirkungen auf Familien 
und Kinder prüt und dazu Stellung nimmt (Familienver­
träglichkeiprüfung); (siehe agenda Familie / Het Familienverträglich­
kei/ Bundesverband des Familienbund der Katholiken, insbesondere Prüfkrierien 
zur Ermitlung der Auswirkungen von Gesetz- und Verordnungsenwürfen auf 
Familien S. 28ff)

�	 �der insbesondere die Jahresetat-Planung der Kommunen 
auf die Frage hin prüt, ob im Kommunaletat die richtigen 
Prioriäten im Sinne einer „Poliik für Eltern, Kinder und 
Jugendliche“ gesetzt sind;

�	 �der eigene Vorsellungen zur Verbesserungen der Lebens­
bedingungen von Familien mi Kindern enwickelt und in 
die Arbei der Gremien einbringt. 

 Entprechend den Möglichkeien, die die Gemeindeordnung ein­
räumt, sollten im Ausschuss für Familienragen neben Migliedern 
der Kommunalparlamente örtliche Vertreter der Familienverbände 
sowie Fachleute aus den Bereichen Kindergarten, Jugendarbei, 
Schule, Bildungs- und Beratungseinrichtungen beteiligt werden. 
Dies kann auch das lokale Bündnis für Familie sein.

Als Beipiel aus der Praxis für die Umsetzung der o.g. Punkte seien 
hier nur einige Insrumente genannt wie Familienforum, Familien­
beirat, Familienbeautragter, lokale Bündnisse für Familie, Familien­
verträglichkeiprüfung, Arbeisgruppe Familie, Familienbericht/
Besandsaufnahme und kommunaler Familientisch.

Wir fordern:

	 ! ! !	 �Die Einrichtung einer Koordinierungsselle für Familienragen,

�	 �die neben der Koordinierung von Familienangelegenheien 
Eltern, Kinder und Jugendliche über kommunale und 
sonsige Maßnahmen der Familienförderung informiert 
und berät;

�	 �die die Aufsellung eines längerrisigen Familienförderungs­
planes begleiet. Dabei is von dem Grundsatz auszugehen, 
dass auch im Bereich der Kinder-, Jugend- und Altenhilfe 
die Eigenkräte der Familien sowohl in Bezug auf die Erzieh­
ungsaufgabe als auch in Bezug auf Pflege und Betreuung 
alter Menschen, Behinderter und pflegebedürtiger gesärkt 
werden müssen;

�	 �die die Fragen der Stadtplanung und der Baupoliik unter 
dem Apekt des Zusammenlebens von Familien als auch 
der älteren Generation sändig überdenkt;

�	 �die regelmäßig kommunale Familienberichte über die 
Lebensverhältnisse aller Generationen ersellt. 
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Maßnahmen zur Förderung der Erziehung in der FamilieMaßnahmen zur Förderung der Erziehung in der Familie

	 Die aus diesem Bericht ersichtlichen „Defizie“ in der 
Kommune, vor allem mi Blick auf gesellschatliche 
Teilhabe, Chancengleichhei und Armut müssen benannt 
und entprechende Gegenmaßnahmen eingeleiet werden. 
Die Lebenssiuation von Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen in Bezug auf Ausbildung, beruflichen 
Einsieg und Exisenzgründung sind besonders zu berück­
sichtigen.

Wir fordern:

	 ! ! !	 �Den Aubau und Ausbau von kommunalen Familienpässen

�	 die insbesondere kinderreichen Familien und Familien in 
besonderen Lebenssiuationen die Teilhabe am wohnort­
nahen sozialen und kulturellen Leben ermöglichen. Dies 
glt auch für die Integration von Familien mi Zuwande­
rungsgeschichte in das gesellschatliche Leben.

2. Maßnahmen zur Förderung der Erziehung in der Familie

	   	 Kommunen sind in besonderer Weise verpflichtet, die För­
derung der Erziehung in der Familie durch bedarfsgerechte, nieder­
schwellige Angebote zu untersützen. Entprechende Maßnahmen 
sollen auf die Bedürfnisse und Interessen sowie auf gemeinsame Er­
fahrungen von Familien in unterschiedlichen Lebenslagen eingehen. 
Die Beziehungen zwischen Familien und ihrer Wohnumwelt sollten 
berücksichtigt und die Eltern durch den Ausbau von Formen lebendi­
ger Erziehungpartnerschat und Elternmiwirkung in Kindertages­
einrichtungen und Schule aktiv beteiligt werden. Schulungen für 
gewählte Elternvertreter, die sie zur Interessensvertretung befähigen, 
sollten regelmäßig veransaltet werden. Jedes Kind hat ein Recht auf 

die seinen individuellen Fähigkeien entprechende besmögliche 
Förderung, unabhängg von Herkunt oder Geschlecht. Die Förde­
rung der Erziehung in der Familie durch die Kommune beinhaltet 
besondere Förderbereiche.

Wir fordern:

Bildungs- und Beratungsangebote

	 ! ! !	 �Förderung der Familienhilfe reier Träger durch Bau- und 
Unterhaltungszuschüsse, insbesondere für Kindertagesein­
richtungen, Familienzentren, für Familienbildungssäxen, 
Ehe-, Familien-, Lebens- und Erziehungsberatungssellen;

	 ! ! !	 �Förderung von Schwangerenberatungssellen und deren 
begleienden Hilfen für Müxer, Väter und Kinder;

	 ! ! !	 �Förderung der Familienbildung bei öffentlichen und reien 
Trägern;

	 ! ! !	 �qualiativer und quantiativer Ausbau von Angeboten der 
Betreuung von Kindern unter drei Jahren; 

	 ! ! !	 �mindesens ein beiragsreies Kindergartenjahr als ersen 
Schrit zu einer beiragsreien Bildungskexe; 

	 ! ! !	 �Verkleinerung der Gruppensärken für eine optimale Förde­
rung von Kindern in der Tagepflege;

	 ! ! !	 �regelmäßige Fortbildungen der Erzieherinnen und eine dami 
nowendige Untersützung und Wahrnehmung der Verant­
wortung durch die Kommunen; 

	 ! ! !	 �Verbesserung der Ausbildungs- und Qualiätssandards in 
der Kindertagepflege sowie die Sichersellung der Aus- und 
Weierbildung durch die Kommunen; 

	 ! ! !	 �Schaffung eines qualifizierten Angebotes von Ganztagsbetreuung 
in Kindertageseinrichtungen und Schulen;
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	 ! ! !	 �Schaffung eines qualiativ gut ausgebauten Ganztagsschul­
sysems, das sich an dem konkreten Bedarf der Kinder und 
Jugendlichen sowie ihrer Familien orientiert und diese einbezieht;

	 ! ! !	 �Förderung von Projekten und Maßnahmen in Kinderta­
geseinrichtungen und Schulen zum Bereich „Ernährung, 
Gesundhei und Bewegung“;

	 ! ! !	 �Schaffung eines kosenreien Mitagsisches für alle Schüler;

	 ! ! !	 �besondere untersützende Angebote für Pflege- und Adoptiv­
eltern;

	 ! ! !	 �Einrichtung einer zentralen Beratungsselle für Fragen von 
Wohngeld, Wohnhilfen, Ausbildungsförderung, kommunale 
Familienhilfen etc. (Familienbüro);

	 ! ! !	 �Ausbau und Vernetzung der Angebote im Bereich rüher Hilfen 
für Eltern (Familienhebammen, Besuchsdiense, Informati­
onsdiense für junge Eltern, Babysiterangebote, etc.);

	 ! ! !	 �Teilhabe an Regeleinrichtungen für Menschen mi Behinde­
rung in Kindertagepflege und Schule;

	 ! ! !	 �Frühförderung behinderter oder von Behinderung bedrohter 
Kinder;

	 ! ! !	 �Weierenwicklung integrativer Betreuungsangebote für Kinder 
mi Behinderungen; 

	 ! ! !	 �Entlasungsangebote für Familien mi behinderten Kindern;

	 ! ! !	 �Ausbau und Vernetzung der Angebote für Senioren und ihre 
pflegenden Angehörigen

3. Familie und Wohnen

	   	 Wohnen gehört zu den elementaren Grundbedürfnissen der 
Menschen. Für junge Paare is die Frage nach einem bezahlbaren 
Wohnangebot und einer familienreundlichen Inrasruktur, neben 
der Frage nach der Vereinbarkei von Familie und Beruf ein wesent­
liches Entscheidungskrierium für die Wahl ihres Wohnortes und die 
Realisierung des Wunsches nach Kindern. 

Für eine vorausschauende, zukuntssichernde Kommunalpoliik is 
der Wohnungs- und Städtebau ein wirksames Insrument der kommu­
nalen Familienpoliik. 

Wir fordern:

	 ! ! !	 �Eine Untersützung der Kommunen bei neuen Modellen im 
Bereich des generationenübergreifenden Wohnens (Mehr­
generationenhaus). 

	 ! ! !	 �Eine Förderung der Modelle, die ein Leben im Alter in den 
bekannten vier Wänden so lange es geht ermöglichen. Hier is 
besonders für Familien mi demenzerkrankten Angehörigen 
eine Entlasung durch neue Modelle der Betreuung und des 
Wohnens zu gewährleisen. 

4. �Gestaltung des „sozialen“ Erwerbsarbeitsmarktes als  
Aufgabe der Kommunen

	   	 Arbei gehört zur unmitelbaren Würde des Menschen. 
Kommunalpoliik und regonale Wirtschat sind aufgefordert, Eltern 
und vor allem jungen Menschen die Teilhabe am Erwerbsleben zu 
ermöglichen.
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Wir fordern:

	 ! ! !	 �Jedem jungen Menschen muss nach seinem Schulabschluss 
ein Angebot für eine qualifizierte Berufsausbildung gemacht 
und perpektivelose Warteschleifen müssen abgescha8 werden. 

	 ! ! !	 �Die Unternehmen sind särker in die Pflicht zu nehmen, 
ausreichend Ausbildungplätze zu schaffen

	 ! ! !	 �Für Betriebe, die nicht ausbilden, muss eine Umlagefinan­
zierung als Solidariätsbeirag eingeführt werden.

	 ! ! !	 �Prekäre Beschätigungen dürfen von den Kommunen nicht 
untersützt werden. Der Zugang zu guter und gerecht bezahl­
ter Arbei muss für jeden jungen Menschen möglich sein. 

	 ! ! !	 �Schulen und Arbeiswelt müssen regonal besser vernetzt 
werden, um eine adäquate Anzahl von Ausbildungplätzen 
für Jugendliche, insbesondere für Absolventen von Förder­
schulen und von jungen Menschen ohne Schulabschluss, zu 
garantieren. Ihnen muss die Teilhabe am gesellschatlichen 
Leben in ihrem Wohn- und Lebensumfeld gewährleiset 
werden.

	 ! ! !	 �Die Qualifizierung und Integration von Menschen mi Handi­
cap is eine gesamtgesellschatliche Aufgabe für die die rego­
nalen Arbeigeber und alle gesellschatlichen Gruppen, wie 
z.B. Gewerkschaten und Kirchen eine besondere Verant­
wortung tragen.

	 ! ! !	 �Projekte zur Übernahme von Ausbildungpatenschaten 
müssen gefördert werden.

	 ! ! !	 �Die Bereisellung von Erwerbsarbeisangeboten für Eltern, 
die längere Zei von Arbeislosigkei betroffen sind, muss 
gewährleiset werden.



Weiere	Informationen	fi	n		den	Sie	in	unserer	
Broschüre	„Landepoliische	Forderungen“,	
in	unseren	Informationsbläxern	„Kinderlärm	is	
Zukuntsmusik“	und	„Angebote	und	Leisungen“
sowie	in	unserem	Ratgeber	„Stoppt	Kinderarmut“.

Verantwortlich
Familienbund der Katholiken
Landesverband NRW e.V.
Lindensraße	14
50674	Köln

	 02	21	/	24	23	43

info@familienbund­nrw.de
www.familienbund­nrw.de

Überreicht durch
Familienbund der Katholiken 
im Erzbisum Paderborn e.V.
Kiliansraße	26
33098	Paderborn

	 0	52	51	/	8	79	52	05

info@familienbund­paderborn.de
www.familienbund­paderborn.de


